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Unser teitmotrv:

Mehr Lebensgualität
sinnvol-l.e Mobilität

gesunde Wirtschaft
gesunde Umweft

Was wollen wir mit unseren Thesen:

- Die Siedlungs- und Verkehrsprobleme irn Gesamtzusammenhang
aufzeigen

- oekolgischen Siedlungs- und Verkehrsstrukturen zum Durchbruch
verhe 1 fen

- Nicht grundsätzlich gegen die Mobilität, sondern für eine
rrernünf tige llobil ität ei-ntreten.

- Wege zugunsten einer Stabilisierung der Mobilitäb darlegen
und lt{assnahmen auf zeigen, die den rnotorisierten Indivi-duai *
verkehr reduzieren helfen.

- llassnahmen für erne umweltverträgliche \ierkehrsentr"'icl<Lung
darlegen. Es werden sowohl kurzfristig, wie auch 1änger-
f rist ig l*irksame Massnahmen verlangt .

- Das regionale Denken und Handeln fördern.* Dic politisch Verant.wortl-ichen, abel auch Parteien und Orga-
nisationen z\J einer aktiveren \ierkehrspol itrk nar:h nenschl i -
chem Mass bewegerr.

- Die Zusammenarbeit aufqrund Llnserer VorstelJ-ungen m.;-r- \rer-
r,üandterr Orqanisatic;nerr rrerbessern .

- Eine Grundi-aqe schaf fen für unsere verkehrspol jtischerr Vc>i--
stösse unti Eirrsprachen.
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O. FESTSTELLUNGEN: UNHALTBARE ENTWICKLUNG

In den vergangenen Jahren hat der Verkehr in der Region Bern -vor
alLem der motorjsierte IndividuaLverkehr faufend zugenontmen.
Weder für Gesellschaft noch Wirxschaft rst die anhaltend wachsende
I,Iobilität noch sinnvof 1". Insgesamt überwiegen die negativen
Auswirkungen.

Der Verkehr verLangt einen hohen BfutzoLl - Die Tendenz der
Unfälle und Toten ist in den fetzten Jahren wieder im Stei-
gen begriffen.

In der Agglomeration Bern passieren jährLich rund 1000 Verkehrs-
unfä11e, davon verlaufen über ein Dutzend tödIich. Gegen Tausend
Verletzte sind zu bek-lagen.

Der Verkehr beansprucht enorme Ffächen des überbauten Sied-
lungsgebietes Grosse Teile des RufLurlandes und der Land-
schaft verden durch die Verkehrsinfrastruktur zerschnitt-en.

Gegen ein Drittel der'überbauterr Gebiete wrrd vön der Verl<ehrsirr-
f rastruktur beansprucht . Der ruhende Verl<ehr bee:.nrrächti 3t in ei-
nem erheblichen Ausnass die St-adt- und Dorf bilder. Die steigendc:
ZahI an Pari<plät-zen trägt zur weiteren Versiegej,ung cler Böden bei.
Durch die Verkehrsinf rastrul<turen werden die Landschaf ten, v(-)r a1-
lem di-e Naherholungsgebiete massiv beeinträchtigt

Der Verkehr verbraucht- enarme Mengen an Energie.

Der motorisierte Individualverkehr beanspruc:ht. rund 30 i; des Ge-
sar,rtenerqier.erbrauchs . Die Tendenz ist steiqend.
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Der Verkehr ist die Hauptursache der zu hohen LufXbeLastun-
gen - Die Tendenz ist weiXerhin steigend - Technische l,Iass-
nahmen reichen für erträgliche LuftverhäJtnisse nicht aus
Llensch und AmweLt nehmen an den zu hahen Luftbel-astungen
grrossen Schaden.

"Wir vergiften unsere Luft und atmen sie ein. Die Stickoxyde (No
und NO') sind giftige, gesundheitsschädigende Luftschadstoffe. Die
Verursacher in der Stadt Bern sind: Verkehr 7 Aeo , Industrie 3-4e" ,
Feuerungen (Haushalte) L2% ...Abgase machen Luft und Menschen
krank." (Pressekonferenz des Amtes für Umweftschutz).
Laut den städtischen Untersuchungen soll es ohne Gegenmassnahmen
im Jahre 1-995 wie folgt aussehen (Quelle: Stadt Bern, Grundlagen
für ein Luftreinhaltekonzept der Stadt Bern, Vorstudie 1988,
s.26 ) :

"Sämtliche grösseren Verkehrsachsen der Stadt weisen Ueberschrei-
tungen (von NO*) von 5 bis 1-0 mg/m3 in ihrer unmittelbsaren Um-
gebung auf."
Die COz-Probleme im Zusammenhang mit dem Verkehr sind
nicht analysiert worden. Es ist bekannt, dass der
Hauptverursacher der zu grossen CO2-Produktj-on ist.

Der Verkehr ist die Eauptursache der Lärmhelastungen - Die
gesundheitsschädigenden Wirkungen zu hoher LärmbeLastungen
sind erwiesen (SehLafstörungen, Nervosität, Stress).

"In der Stadt Bern liegen rund 45 km (Strassen) über dem Immis-
sionswert, 1-5 km sogar über dem Alarmwert. Damit ist etwa L/4 der
Stadtberner Bevölkerung übermässigem Lärm ausgesetzL."
(QueIle: ZahIen und Zusammenhänge, Stadt Bern l-987).
Inzwischen sind die Lärmbelastungen weiter angestiegen. Neueste
Angaben sind nicht verfüghar.

1. URSACHEN DER WACHSENDEN MOBILITAT

Die l,lobilität ist zu hiJJig Die Kosten (soziale Kosten
und Ilmweltkosten) werden vom moXorisierten Verkehr (vor
aLlem vom motorisierten IndividuaLverkehr) nieht getragen
und auf die Allgemeinheit abgewäL2t.

Eine Studie für die Stadt Bern kommt zum Schluss, dass jeder ge-
fahrene Autokilometer L7 Rappen Umweltkosten verursacht. Beim öf-
fentlichen Verkehr sind es 2 Rappen pro gefahrenen Kil-ometer (R.
Neuenschwander, F. WaLter, Der Agglomerationsverkehr, Bern l-9BB).
Vielfach handelt es sich um Kosten, die mit Geldzahlungen nicht
wieder gut gemacht werden können.

bisher
Verkehr

noch
ei-n
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Wild wuchernde SXreusiedlungen ohne Ahstirwrtung auf den öf-
fentlichen Verkehr.

Es wird vielmals dort gebaut, wo gerade Bauland verfügbar ist. Oft
fehlt in diesen neuen Wohngebieten eine ausreichende Erschliessung
mit dem öffentlichen Verkehr. Der motorisierte Verkehr nimmt zlu-
Mehr Pendler legen längere Distanzen mit dem Auto än den Arbeits-
platz zurück,
Die bestehenden Siedlungstrukturen werden nicht harmonisch weiter
entwickelt. Gebiete mit guter öffentlicher Verkehrserschliessung
werden kaum oder zu wenig genutzt. Nutzungsverdichtungen werden zu
wenig geprüft und realisiert. - In der Stadt nehmen die Ar-
beitsplätze mit grossem Publikumskontakt 21), ohne dass eigentliche
Entwicklungsschwerpunkte ausgeschieden werden'

TeiLweise Auslagerung der Arbeitsplätze auf die grüne gliese

- I4ehr Privatverkehr rund um die Stadt herum'

Drei von vier Arbeitsplätzen der Region befinden sich in der Stadt
Bern. Arbeitsplätze wärden alls der Stadt an den Agglomerationsrand
ausgelagert ltobl"t, Simplex, Dienstleistungsarbeitsplätze ohne
PubI ikumsverkehr ) .
Neue Arbeitsplätze entstehen auf der grünen Wiese ohne geei-gnete
Erschliessung mit dem öffentlichen Verkehr.
Der motorisierte Privatverkehr rund um das Stadtzentrum herum
nimmt zu. Die öffentlichen Verkehrsmittel können dieser Entwick-
lung kaum fotgen. Hohe Investitions- und Betriebskosten fallen an.

IleherhoLte Ortsplanungen mit zu grossen Bauzonen.

Viele Gemeinden der Region verfügen über revisionsbedürftige Zo-
nenpläne, die auf ein unrealistisch hohes Bevölkerungswachstum
ausgerichtet sind (Baukapazitäten in der Agglomerati-on Bern für
mehi aLs 400000 Einwohner. B.Kästli, Entwicklung und Kapazitäten
der Bauzonen in der Region Bern, Bern l-989) und nicht den Anford-
enngen des eidgenössischen Raumplanungsgesetzes entsprechen.
fehlplanungen aus den 70-er Jahren sind noch nicht korrigiert.
nie l,töglichkeiten des verdichteten Bauens werden nicht aufgezeigt
und kaüm gezielt gefördert. Bestehende Siedlungen und alIfä11ige
Siedlungserweiterungen werden nur ungenügend mit dem öffentlichen
Verkehr verknüpft.

FehLende regionale siedlungsschwerpunkte als vorgaben.

Die hisherigen Planungen des Vereins für die Zusammenarbeit in der
Region Bern (VZRB) erfüIIen die Bedürfni-sse einer übergreifenden
und koordinierten regionalen Richtplanung zu wenig. Mit dem Ent-
wicklungskonzept vom September l-989 ist ein berüssenswerter Anfang
für einä regionale Siedlungspolitik gemacht worden. Die kantonale
Raumordnungspoli-tik setzt ebenfalls keine klaren Schwerpunkte.

VCS REGIONALGRUPPE BERN
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2. UI\ISERE SIEDLUNGSPOTITISCHEN VORSTELLUNGEN:
SIEDLUNGSSTRUKTUREN IY1IT HOHER LEBENSQUALITAT

HARMONISCHE

Die Siedlungspolitik muss in den Dienst van werkehrsarmen
ü{ohn- und Arbeitsgebieten gestellt wetden. Wir sind uns be*
wusst, dass damit erst mittel- und langfristig posiXiwe Ef-
fekte erzieft werden.

2.L Zur Verteilung von Wohnen - Arbeiten Erholung und Freizeit

zu übetnehmen, sollDie Stadt Bern haX Zentrumsfunktionen
aber auch Wohn- und Lebensraum bleiben-

Die Attraktivität von Bern wird durch das Angebot von Zentrums-
funktionen wie Universität, Kunstinstitute, kulturelles Angebot'
Freizeitmöglichkeiten geprägt. Die Lebensqualität wird dadurch po-
sitiv beeinflusst. In -diesem Sinne ist eine Weiterentwicklung der
Zentrumsfunktionen zu begrüssen.

Dabei fordern wir, dass

primär die bestehenden Anlagen und Räumlichkeiten für neue
Zentrumsfuktionen besser genutzt werd'en,
die Erschliessung der Zentrumsangebote konsequent mit dem öf-
fentlichen Verkehr erfr:lgt und
die Anrei-se mit dem öffentlichen Verkehr umfassend gefördert
wird tEi-ntritt inkl. Billet für den OeV wie beispielsweise
BEA).

Das Kunstmuseum Bern ist als eine geglückte Nutzungeverdichtung z1r

bezeichnen. Ebenso ist der Ausbau der UNI im alten Toblergebäude
positiv. Das Kornhaus könnte beispielsweise wei-tere Museumsfunk-
tiotr*.t übernehmen (Möglichkeit der Nutzungsintensivierung) .

Die Stadt Bern saLL und kann nicht beliebig weitere Zen-
trumsfunktionen ühernehmen. Sel-bstheschränkungen tragen zur
hlohnfichkeit bei.

Die verbesserung der wohn- und Lebensqualität hilft mit, die
Interessevölkerung in der Stadt ZU halten I hias auch r_nl

städtischen Steuereinnahmen liegt.

In den einzeLnen Agglomerationsgemeinden sollen für ihre
BevöTkerung das Einkaufen für den Wochenbedarf, ein Teif
der sozialen und kultureLLen Bedürfnisse, det Freizeitakti-
vitäten sowie die Naherholung ahgedeckt wetden.

Be-
der
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Die Schaffung
von Dorfzentren
ist erwünscht.
Die Erreichbar-
keit mit um-
weltfreundl i-
chen \ierl<ehrs-
mi-tteln (zu
Fuss, \ieLo,
öffent L icher
Verkehr ) sol I
optimal geför-
dert rverden.
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Als positives Beispiei ist auf die ZentrumsFlanung in Kirchiindach
zu vert!eISen.

.IVeu- und Ausbauten von Shopping-Centers auf der grünen
Wiese sind abzuLehnen.

Bestehende Shc,pping-Centers wie das Schönbühl sind aufgrund der'
massiven Verkehrsbelastungorr, der fragwürdigen Konl<urrenz beste-
hender Sinkaufsmöglichkeiten und der Problematik für die ansässi-qe
Ber:ölkerung ( z.B. eriröhte iuqendkriminal ltät ) ar"rf ein sinnl-oL f es
llass z1). reduziereli. llangels gesetzlicher Grurrdlagen isl- nit den
Inhaberrr des Shoppin,:i-Center direl<t zL7 r'erhanCe j n (Genreinden , 1::ri -
vate Organisationen ) .

Für das Arbeiten si.nd in der Stadt und der AgglomerdLion
ArbeiLsplatz-Schwerpunkte festzuleqerr, dj.e nit dem öffent-
Lichen Verkehr opLimal erscäjossen werden. Die: Vt:rfügbar-
keit des Bodens -r sf sicherzustel l-ert.

ii:i Bererch oe;: Bahnsi.ti.lonen ireqi: r-ie: Land bracir,
\deii"er,.:: if r^i:reit- sr,-ri atzrtac;iistili'.,, äDer- ;ru<-:il f ur I,trol'rnunglr=:i'i
cien sür , (\ieie iwancJ'er, Iti:r-b-Leni-a; , C)sternuridicieii:

o

VCS REGIONALGRI,PPE BERN



THESEN FÜR EINE SIEDLUNGS- UND VERKEHRSPOLITIK Seite 7

stationen haben eine SchLüssel-rol"1e des zukünftigen Siedlungs-
wachstums einzunehmen (Vergl. dazu die Arbeit von H.P.Liechti, Zu.r
Verdichtung und Aufwertung der Stationsgebiete im Siedlungsraum
der Stadt Bern, Bern l-987).
Die bestehende Bausubstanz ist unter Beachtung gestalterischer
Grundsätze in die verdichteten Ba.uweisen einzubeziehen.
Es sind möglichst wenig Parkplätze an den gut erschl"ossenen Bahn*
stationen za erstellen. Hingegen ist die Feinerschliessung zu den
Bahnstationen zu verbessern. In vorbi-ldlicher Weise wird vom RBS

die Feinerschliessung zu den Bahnhöfen sichergestellt.
Gleichzeitig ist das Park+Bike auszubauen.
Es ist ein umweltpol itischer Unsinn / r^/enn in unmi*'telbarer Nähe
der Bahnhöfe Fruchtfolgeflächen geschützt werden, dafür aber
schlecht erschliessbare Gebiete extensiv überbaut werden.

Kantonale Behörden, Bahn- und Transportunternehmen sowie die Ge-
meinden haben gemeinsam eine bessere Nutzung der Bahnhofbereiche
an die Hand zu nehmen.

Nutzungsmischungen von Wohnen und Arbeiten sind nur teil-
weise sinnvoLf.

Stark durchmischte Zonen, die ein theoretisch ausgeglichenes Ver-
hältnis von Wohnbevölkerung und Arbeitsplätzen ergeben. sind nur
tei-lweise sinnvol l .
Es ist nicht zD erwarten, dass damit effektiv die Mobilität redu-
ziert wird. In der Rege1 werden höchstens für eine bestimmte ZetL
ArbeitspLaLz und Wohnung in naher Entfernung gewählt. Nach einem
Arbeitspl-atzwechsel wird nur in seltenen Fällen mit der Wohnung
nachgezügeIt. Bei einer schlechten Verknüpfung von Wohnung und
neuem Arbeitspfatz wird dann mlt dem Auto an den Arbeitsplatz ge-
pendelt.

Schaffung van standortgerechten, gut ersch.los.senen und vet-
fügbaren Industrie- und Gewerhezonen-

Zonen auf der grünen hliese ohne gute Erschliessung mit dem öffent-
Iichen Verkehr sind zu korrigieren.
Die Festlegung der Industrie- und Gewerbezonen bedarf auch einer
verstärkten regionalen Abstimmung.

Standortgerechte Industrie- und Gewerbezonen sind optimaler zü
nutzen:

Aufhebung der arealinternen Grenzabstände in den Industrie-
und Gewerbezonen
Flexible Anwendung der Höhenbegrenzungen
Entschärfung der Parkplatzerstellungspficht und Begrenzung
der Anzahl- ParkpläLze nach oben

VCS REGIONALGRUPPE BERN



THESEN FÜR EINE SIEDLT]NGS- UND VERKEHRSPOLITTK

Die \zerf ügbari<eit
des Bodens ist mit
steuerlichen und
bodeni:,olitischen
lia s s nairrnen an zu -
streben.

o

2.2 Verdichten und Rückzonen

Die wettere Bautätigkeit ist
konzentrieren (verdichtetes
nutzung ist anzustreben.

Seite B

überbauten Gebiete zu
Eine optimale Aus-

o

aut die
Bauen ) .

Folc.lende Gebiete bieten sich für das verdichtete Bauen an:
Parkplätze, Schienenareale. Bahnhofbereiche, überclachte Auto-
bahnen, ungenuLzLe Plätze, Strassenzüge, ungenutzte Lager usw. Die
vorhandenen Möglichkeiten sind zu nutzen.

Das verdichtete Bauen darf aber l'orhandene Lebensgualität nicht
zerstören, j-ndem Gninflächen in Quartieren oder historische Bau-
substanz ver,Lorengeht . Beispiel sweise ist rias Länggass- oder das
Breiterrrainquartier bereits stark verdichtet.

Is ist primär Sache der Genreinden, clas rrerdichtete Bauen ärir rich-
tigen Ort vermehrt zu fördern (konkrete L:nLersuchungen, Areaiüber-
bauungen, Landabtausch usw. ) .

Der Bund und der äanLon haben di-e geeigneten Rahrnenbedingungen
sicherzustel Ien (Grundlagenstudien, Schaffen des geseizlichen
Spielraumes ) .

Bisher sind einige Sjedlungen in verdichteter Bauweise in <ier Re-
qion Bern entsLanden (2.8. HaLensiedlung, Bleiclre Worb, l'lerzen-
acker. AumatL,usw.). Hingegen fehlen weitgehend posit-ive Beispiele
für: Elauverdiclrtunqen in besielrencien Siedlungslrui<turen.

Die Bauzonen sind in d.en meisten Gemeinden we.it.er zu re-
duzieren.

I,teiter:e Sl-reusredJ,ungen sinc i'r1r:Ks..ii) zü bekärnpf eri. L.nbebarlt-= Bau-
zc jleil ohilr llute Frsr::l-rir-essur: -i inii rli-'ri i-if f erit j j.chern \ie-r-kehr- slntj
cränz -1" icir auszLizonen .

ürrnehin l<örrnen nii ri:'t:)ssen Batizr.;r:,,'ir nic: hl oirne weiteres ore P'ocien-
i:rrets(j tief riehaiten i"rerdtrr. Es ,libt iierrreinclc-r: mit. seh:- !i.r-osser)
Bauzcrnen unC ;ehr iir,rhen Bodeni-i:-eisen, z.?,. Beil;.

lulgRE l ViRKE14RS-

ERFASST.

EMl"tlSS/OvW

/f0
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Uehermässigen Bodenprei-serhöhungen ist bei einer echten Landver-
knappung durch eine Abgabe des öffentlichen Bodeneigentums im Bau-
r."ftl entgegen ze wirken. Die Gemeinden haben ihr Engagement in
der Bodenpolitik zu verstärken.
Ebenfalls sind die Anstrengungen des Kantons und der Gemeinden z:u-
gunsten des sozialen Wohnungsbaues zu verstärken.

Die Bauzonenreduktianen sind nach siedlungspolitischen
Schwerpunkten votzunehmen.

Die gute Erschliessung mit dem öffentlichen Verkehr hat
scheidendes Kriterium zu spielen. Von seiten der Region
Kantons müssen entsprechende Vorgaben gemacht werden,

ein ent-
und des

Flächenintensive
schränken.

EinfamiLienhaussiedlungen sind zu be-

Unüberbaute Einfamilienhauszonen solLen in die Landwirtschaftszone
umgezont od.er zugunsten verdichteter Siedlungen aufgezont werden.
In jedem FalI muss die Erschliessung mit dem öffentlichen Verkehr
tragbar gemacht werden. Zudem wird der soziokulturelle Wert von
Einfamilienhaussiedlungen zunehmend in Frage gestellt.

Damit wird eine siedlungspolitische Fehlentwicklung verhindert. In
der Regel sind Auszonungen entschädigungslos mög1ich.

Nicht ausgezonte Grundstücke mit schlechter Erschl"iessungt
sollten zukünttig mit den Folgekosten - insbesondete im l4o-
hilitätshereich * belastet werden-

In diesem Sinne ist eine Abgabe der zukünftigen Grundbesitzer von
Fr. 1000.* (10000 km ä 10 Rp./km) in einen regionalen Verkehrs-
fonds zu prüfen. Aus dem Verkehrsfonds sind die zu erwartenden
Schäden (Lärm,Luft, Bodenverschleiss usw. ) zumindest teilweise zu
sanieren und der OeV zu unterstützen.
Dieses Vorgehen entsprichl dem Verursacherprinzip. Es wird sicher-
gestel1t, ä^.= die unsinniEen Siedlungsstrukturen zumindest teil-
weise in den Preisen/Kosten zum Ausdruck kommen.
Technische Fragen sind weiter abzuklären.

4. UI.{WELTFREUNDLICHEN VERKEHR FöRDERN

4.L Fuss- und hlandenilege als tebensnerv gestalten

Die Gemeinden haben den bestehenden Fuss- und Wanderwegen grosse
Beachtung za schenken. Die Fuss- und Wanderwegnetze sind aufzu-
werten.
Insbesondere sind die Verbindungen Wohnsiedlungen-Arbeitsstätten
Einkaufsmöglichkeiten und öffentlicher Verkehr zw verbessern und
möglichst attraktiv zu gestalten.

VCS REGIONALGRUPPE BERN
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In vielen Genieinderr werd.en die geplanten Fuss- und tr{anderwege zv
rvenig i<onsequent real isieri . Dabei sind die Anl iegen der Fuss-
gänqer in den Vordergrund zü stellen: Sichere StrassenüberquerLlrre,
Absenken der Randsteine, Begrünung.
Die Fuss- und irlandenvege sind - zusammen mit den rr*aherholungs-
gebieten - in einern Prospekt darzustellen und an die Bevölkerung
abzugeben.

4.2 Veloverkehr fördern

Attraktive, sichere und direi<te Veloverbi-ndungen sind in der: Stadt
Bern und in der Region entschieden zv verbessern. Der Veloverkehr
hat einen wichtigen Bestandteil des gesamten Verkehrssvsten 21)
bilden. Ber einer guten \ierknüpf ung öf f entl icher \rerkehr-Vel-over-
bindungen erreichen die Velofahrerlnnen innert kurzer ZeiL alle
wichtigen Punkte in der: Region.
Die Lichtsignalanlagen sind besser auf dj-e Fahrgeschwindigkeit der
Veiof ahrer abzustinir,ren .

An den zenLra-l-en Orten für das Einkaufen und den OeV-FIal1-esieL len
sintj wert mehr- Abstel lrrlätze bereitzustel len.

t

=^

Für die i,'CS-Regiona-igruppe
bahnh'rf Bei:rr nicht er-rdl icli
geschaffen wiro.

-l Der öffentliche
Iere: und Lanqere

es ein Aergernis, dass arn Haupt-
notwendrge Zahl Vel oairst-el lpi ätze

--+-L5 L

die

4 Verkehr ist a1s Hauptverkehrsmitte-l" für mitt--
Distanzen auszubauerr.

Der öf fentliche Verkehr i st. zu verbessern urtci attrakt-iver
zu gestalten. Benutzer des motorisierLen Individualvc:rkehr
sind zun Umsteigen auf deri offentlichen Verkehr zu
motl I'riererr,

\TCS REGIONALGRUPPE BERN
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Der öffentlichen Verkehr hat eine echte Alternative zum motori-
sierten Individualverkehr anzubieten. Dies verlangt auch eine Ver-
besserung des Angebotes in den Randstunden und am Wochenende.
Die Ausbauten des öffentlichen Verkehrs sind vor al-l,em dort vorzu-
nehmen. üto die grössten Umsteigeeffekte zu erwarten sind. Das be-
stehende Verkehrsnetzes ist mit allfäIligen Ausbauten zü. opti-
mieren.
AIlfäl1ige S-Bahn-Projekte sind daran zv messen, inwi-efern eine
Verkehrsumlagerung erzielt wird. Gleichzeitig sind flankierende
Massnahmen zu ergreifen.

Bessere räumliehe und betriebliche Verknüpfung der öffent-
f ichen Verkehrsmittel .

Teilweise sind hiezu grosse Investitionen notwendig' z. B. Bahnhof
Bern.
Ausbau der Direktfahrten (DurchmesserLinien), z-B- Linie L5 und 3'7

des SVB-Netzes.
Entlastung der Achse Bahnhof-ZeiLglocken durch Verlagerung der
Linie L2 auf die Amts- und Bundeshausgasse.
Auf der Bundesgasse sind spezielle Busspuren festzulegen.

Verdichtung des Fahrplanes

L/4
1/2

Std. Takt ab Münsingen; Flamatt; Gäbelbach; Belp na.ch Bern
Std. Takt ab Burgdorf; Langnau; Schwarzenburg nach Bern

lVeue EaLtestellen prüfen

Bahnhof ü{y}er, Insel" Gumme, Gangloff usw.
In jedem Fall haben neue HaItestellen ej-n ansehnliches
Umsteigepotential aufzuweisen. In unmittefbarer Umgebung
mehrt Arbeitsplätze zu schaffen.

SichersXel-len won guten Anschl-üssen

Generell- sind schlanke Anschlüsse sicherzustellen. Insbesondere
sind die PTT-Kurse besser mit dem übrigen OeV abzustimmen.

Aktive Informations- und l,Tarketinganstrengungen

Aus- und
sind ver-

anzu-Neben der Breitenwerbung sind gezielt bestimmte Gruppen
sprechen (2.8. Betriebe: Abgabe von Abos).

Anterstützung des Bäre-Ahi

Der VCS-Regionalgruppe befürwortet die Einführung des Bäre-Abi.
Gl-eichzeitig ist der VCS der Meinung, dass aus der Iangwierigen
Debatte um die Einführung des Bäre-Abi organi-satorische Konsequen-
zer' zn ziehen sind. Die Agglomeration Bern muss sich zw einer Ver-
kehrsregion mit den notwendigen Kompetenzen zusafirmenschliessen.

VCS REGIONALGRUPPE BERN
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4.4 Motorisierter Individualverkehr

Der Ausbau des Strassennetzes in
aJs abgescftlossen zu betrachten.

Seite L2

der Agglomeration Bern ist

Es sind keine weiteren
P l anungen gi 1t e s zLr
Strassen zu streichen:

Ausbauten nrehr vorzunehmen. Entsprechende
korrigieren. Insbesondere sind folgende

Neufeldzubringer in Bern
Umfahrung Zollikofen
Umf ahrungstunnel tr{abern

I
ü

(r<r

,

CGG

Eine Beschränkung auf den sinnvoLLen motorisierten Indivi-
dualverkehr ist anzustreben.

Förderung der Haushalte ohne Auto bezw. des Carpoo-1ing
- Ausbau der Hauslieferdienste
- Abgabe von Abos statt Gratisparkolätzen

Die Parkraumbewirtschaftung ist in der gesamten Region zL)
verbessern. Jede Gemeinde solJ ein Parkplatzregleme>nt erar-
beiten.

Dauerabsteilplälze sinC für die Anwohner bereitzustellen (Mi-'.es-
r:rattversucir in Berrr). Die Erstel-iurrgspflicht \ron Parl<plätzen is'[.
zugunslen von nassvol l"en Anf orderungen auf zugeben. Besl-eirende
Parkl:läLze sirrci i<osten_qerecht- z.Li belasten.

aies.fl gi"
sch.ntL'

enc+.r.a5.S

$tlr sn$efe
bauen "

l}rnen
yrcmlt

?Gee 
crG I 6c

sJG

ceeGG I
!l-
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Die Cityparkplätze sind ohne Ausweitungen vermehrt den An-
wohnern zur Verfügung zu stellen. Die Altstadtgassen können ein-
fach und rasch entlastet werden.

IVur in Ausnahmefällen sjnd weitere p+R 211 erstelfen. Am

d.ünnhesiedelten Agglomerationsrand können P+R zweckmässig
sein,
An der Stadtgrenze sind P+R-Anlagen probLematisch-

Die Akzeptanz ist geri-ng und die eingesparten FahrkilomeLer uner-
heblich, Der finanzielle Aufwand ist für die städtischen Steuer-
zahler zu gross.
Die öffentlichen und privaten Parkplätze für das Einkaufen und Ar-
beiten sind zu reduzieren.
ZieI der Stadt Bern 1-983: - 10b00 Abstel ]plätze, realisiert -Aeo.

5. DURCHSETZEN VON RASCH REATISIERBAREN MASSNATIMEN

Verkehrsberuhigung in den Wohnquartieren
send einführen.

Tempo 30 umfas-

Seit dem 1-. Mai l-989 besteht die laöglichkej-t Tempo 30 in Ütlohnquar-
tieren (mit einer Fläche von rund 0,7 km2) einzuführen. Die Vor-
teile von Tempo 30 sind offensichtlich:

- Verbesserung der Wohnlichkeit in den Quartieren
- Veränderung des Fahrverhaltens (vorsichtiger, ruhiger, defen-

siver )

- Sefbstschutz der Automobilisten
- Grössere Verkehrssicherheit für alle Quartierbewohner
- Minderung der Unfallhäufigkeit
- Redukti-on der Schadstof f e:

Kohlenmonoxid (je nach Fahrweise) L3% bis - l-B%

Kohlenwasserstoff - 10% bis - 22Y'

Stickoxide 32% bis - ABY"

(Quelle: Tempolimit 30, BUS-BulIetin 3/871
- Reduktion der Lärmbelastungen um 3 bis 4 dB. Dies entspricht

einer Reduktion der Verkehrsmenge um 50%-60%.

Bisherige Versuche zeigen auch, dass die grosse Mehrheit der
fahrer nach Einführung von Tempo 30 z1) Befürwortern dieser
nahme wurde.

Auto-
Mass-

Die VCS-Regionalgruppe begrüsst die Einführung von Tempo 30
in den Wohnquartieren, wie sie von der Stadt Bern, aber
auch in einigen Agglomerationsgemeinden an die Hand genom-
men worden sind. Die Verfahren sol-Len möglichsX unbürokra-
tisch und speditiv abgewickel-t werden.

fn jedem Fa11 sind mit Tempo 30 verschiedene verkehrsberuhigende
Massnahmen zu ergreifen'

VCS REGIONALGRUPPE BERN



THESEN FÜR EINE SIEDLUNGS- UND VERKEHRSPOLfTTK Seite 74

Durchsetzung Luftre inha f Xeve ro rdnung

Die Stadt Bern ist verpflichteto einen Massnahmenplan zur Luft-
reinhaltung vorzulegen. Es ist nachgewi-esen (Verg1. dazu Grund-
lagen für ein Luftreinhaltekonzept der Stadt Bern, l-9BB), dass die
angestrebte Luftqualität nur mit einer Beschränkung des motori-
sierten Individual-verkehrs zn erreichen ist. Technische Massnahmen
(Katalysator) reichen dazu nicht aus.

Die VCS-Regionalgruppe verlangt, dass ohne weitere Verzögerung el-n
griffiger Massnahmenkatalog ausgearbeit wird. Es bestehen zahlrei-
che Massnahmen in der Kompetenz der Stadt Bern, wirksam die Luft-
qualität in der Stadt zu verbessern:

- Einführen von Tempo 30 in allen Wohnquartieren
- Gezielte Geschwindigkeitsreduktionen auf den Hauptstrassen

und den Nationalstrassen
- Verbesserung des Angebotes für Fussgänger und Velofahrer
- Bevorzugung der Anwohner für Autoabstellplätze (Vignetten-

system Fluesmatt )

- Durchsetzung des Trottoirparkierverbotes
- Massnahmen gegen iIlegales Parkieren
- Reduktion des Parkplatzangebotes

. für öffentliche Dienste

. der öffentlichen Hand

. Reduktion der Parkplatzerstellungsspflicht für Arbeiten
und Einkaufen in der Bauordnung

- Erhöhung der Parkierungsgebühren
- Erweiterung der Fussgängerzonen
- Ausbau des öffentlichen Verkehrs

Lä rmverordnung durchsetz en

Die VCS-Regionalgruppe erachtet die Durchsetzung der Lärmverord-
nung als wichtigen Pfeiler der zukünftigen Verkehrspolitik. Die
VCS-Regionalgruppe protestiert gegen die Verharmlosung des Lärm-
problems, Es ist unverständlich, dass nicht entschiedener gegen
den Lärm angekämpft wird.

Das Lärmproblem in den belasteten Gebieten ist ursachengerecht an-
zugehen. Das heisst:

- Reduktion der Verkehrsströme
- Reduktion der Geschwj-ndigkeiten
- Sperrung des Durchgangsverkehrs
- Verkehrsberuhigende Itdassnahmen

Umlagerung auf den öffentlichen Verkehr

ErsL in zweiter Priorität sollen bauteehnische Massnahmen getrof-
fen werden. Durch Schallschutzmassnahmen darf in keinem Fall das
Stadt- und Strassenbild verunstaltet werden.

VCS REGIONALGRUPPE BERN
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Trotto i rraum f re iha Lten

Seite 1-5

von parkierten Autos

das Parkieren auf den Trottoirs ver-Seit dem l-
boten.

Juli l-989 ist

Die VCS-Regionalgruppe
verlangt, dass das
Trottoirverbot konse*
quent durchgeseLzL
wird. Das Verbot ist
eine geeignete Mass-
nahme, mehr lliohnl ich-
keit und Sicherheit zo
erreichen. Die Park-
plätze sollen grund-
sätzlich ersatzlos auf-
gehoben werden. Für die
Anwohner sind Park-
pIätze auf den Strassen
vorzusehen (Vlgnetten-
srzsLen ) .

vcs

bewusst, dass aIIe verlangten
und finanzielle Mittel erfor-

Tro

i't
h:Ll4o

rt I

6. MITTEL BEREITSTELLEN FÜR DIE REATISTERUNG

Es zst eine Amlagerung der l"littel im Verkehrswesen anzu-
streben.

D j-e VCS-RegionaLgruppe ist sich
Massnahmen zusätzliche personelle
dern.
Folgende Schritte sind angezeigt:

- Konsequente Umlagerung der Strassenbaugelder für Verkehrs-
beruhigungsmassnahmen und dj-e Verkehrssicherheit.

- Erhöhung der llittel für den öffentlichen Verkehr - Kompen-
satlon beim Sirassenbau

- Stärkung der Vollzugsorgane

Die Zusammenarbeit in der Region ist auszuhauen Die re-
gionale Handlungsfähigkeit j^st zur Lösung regionafer Fragen
zu stärken.

In folgenden Bereichen sind regionale Vorgaben zuhanden der Ge-
meinden l'orzunehmen:

Generel 1e Bauzonenlcapözitäten
Arbeitspl- atz schwe rpunkte
Zusammenarbeit des öffentL ichen Verkehrs

Organisatorische Konseguenzen für die Region Bern -Schaf-
fung eines Entwicklungs- und Verkeärsrates:

Der l:estehende VerbarrC für reqionale Zusamnenarbeit Berrr (VZRB)
ist zu stärken. Die persone-l-l-en unri fi-nanziellen Mittei si-nd auf-
zustOckeri.

VCS REGTONALGRUPPE BERN
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Glei-chzeitig ist ein regionaler Finanz- und Lastenausgleich an die
Hand zu nehmen.

Der Bund und der Kanton haben Rahmenbedingungen zugunsten
einer umwelXverträglichen Verkehrspolitik zu schaffen.

Forderungen an den Bund:

Belastung der sozialen Kosten pro gefahrenen Autokilometer
- Reduktion der Grenzwerte beim Schwerverkehr
- Weitere Dezentralisation der Entscheidungskompetenzen beim

Strassenverkehr
Bereitstellung der Treibstoffzollgelder an Regionen und Ge-
meinden für die Luft- und Lärmbekämpfung

- Förderung des öffentlichen Agglomerationsverkehrs
- Verschärfung der Vorschriften zur Lärmbekämpfung an der

Quel Ie

Forderungen an den Kanton:

Durchsetzen einer mobilitätssparenden Siedlungspolitik
Einführung einer leistungsabhängigen Motorfahrzeugsteuer

- Beschränkung des Steuerabzuges auf die Höhe der Kosten für
die Benutzung des öffentlichen Verkehrs

- Rasche Realisierung der Massnahmenpläne zur Luftreinhaltung
Ausarbeitung einer Parkraumpolitik
Parkplatzerstel-Iungspflicht durch massvolle l"laxima1-
anfordungen ersetzen

Schr ittweises Vorgehen

Die Verkehrs- und Umweltprobleme, aber auch die Lösungen, sind
weitgehend bekannt, Ein schrittweises Realisieren muss rasch an
die Hand genommen werden.
Leider ist die Angst vor extremen Autofetischisten vielmals grös-
ser als vor den real bestehenden Verkehrs- und Umweltproblemen.
Es ist zu hoffen, dass mit mehr Mut die Lösung der effektiven Pro-
bleme an die Hand genommen wird.
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Unsere Bündnispartner :

Breite Bevölkerungskreise, die mehr Lebensqualität in ihrem
Quartier und an ihrem ArbeitsplaLz wol-l-en.
Alle Autofahrer, die an der Erhaltung der Umwelt interessiert
sind.
Alle Bauern, die nicht noch mehr Land für eine ungeordnete
Siedlungsentwi-cklung hergeben wollen.

oL

Alle Garagisten, die ihre wirtschaftlichen fnteressen mit dem
Umweftschutz in Einklang bringen wollen.
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